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einten Nationen fixierten Grundsätze für den europä­
ischen Kontinent darstellen.

Die im Potsdamer Abkommen fixierten Grundsätze 
entsprechen den Lebensinteressen der Völker. Mil die­
sen Grundsätzen stimmt der Aufruf der Kommunisti­
schen Partei Deutschlands vom 11. Juni 1945 — das erste 
Nachkriegsdokument einer deutschen politischen Par­
tei — überein. Auf der Grundlage dieses historischen 
Beschlusses formierten sich die demokratischen Kräfte 
des deutschen Volkes unter Führung der Arbeiterklasse 
schon vor der Potsdamer Konferenz in eigener Ent­
scheidung zum Kampf für die Errichtung eines fried­
lichen und demokratischen deutschen Staates. Die Bil­
dung des Blocks der antifaschistisch-demokratischen 
Parteien am 14. Juli 1945 diente dem Zusammenschluß 
aller demokratischen Kräfte für die Verwirklichung 
dieses Zieles durch die Ausmerzung der Wurzeln des 
Imperialismus und Militarismus.

25 Jahre nach Beendigung des zweiten Weltkrieges 
ergibt sich die Frage, ob und wie die verbindlichen 
Grundsätze und Verpflichtungen des demokratischen 
Völkerrechts durch die DDR und die BRD verwirklicht 
worden sind.

II.
Werden und Sein der Deutschen Demokratischen Re­

publik sind konsequente. Anwendung und Durchfüh­
rung der Prinzipien des demokratischen Völkerrechts 
unserer Zeit. Die Deutsche Demokratische Republik 
entstand als Antwort auf die unter Bruch des Pots­
damer Abkommens vollzogene Abspaltung der drei 
W'estzonen vom deutschen Nationalverband. Ihre Grün­
dung ’ als antifaschistisch-demokratischer Staat war 
nicht nur Erfüllung des Vermächtnisses der deutschen 
Antifaschisten, sondern zugleich Ausdruck der Ver­
wirklichung der völkerrechtlichen Verpflichtungen des 
Potsdamer Abkommens.

Die Gründung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik war ein Akt der Volkssouveränität und der Ver­
wirklichung des Selbstbestimmungsrechts des Volkes. 
Dies fand seinen Ausdruck schon in der ersten Verfas­
sung der Deutschen Demokratischen Republik, deren 
Entwurf in aller Öffentlichkeit diskutiert und von den 
aus allgemeinen geheimen Wahlen hervorgegangenen 
Delegierten des 3. Deutschen Volkskongresses bestätigt 
wurde. Bereits in der antifaschistisch-demokratischen 
Umwälzung wurden auf dem Boden der Deutschen 
Demokratischen Republik die imperialistischen Kräfte 
endgültig entmachtet. Militarismus und Faschismus mit 
den Wurzeln ausgerottet. Mit der demokratischen 
Bodenreform und der Enteignung der monopolkapitali­
stischen Kriegsverbrecher und Naziaktivisten wurden 
die ökonomischen und sozialen Grundlagen der Ag­
gressionspolitik des deutschen Imperialismus im Osten 
Deutschlands beseitigt.

Die Ächtung des Aggressionskrieges war von An­
fang an das Grundanliegen der Deutschen Demokra­
tischen Republik, die ihre historische Mission darin er­
blickte, alles zu tun, damit von deutschem Boden nie 
wieder ein Krieg ausgehen kann. Zu den ersten außen­
politischen Akten der Deutschen Demokratischen Re­
publik gehörte das eindeutige Bekenntnis zur Verbind­
lichkeit der Grundsätze des Potsdamer Abkommens und 
zum Prinzip der gleichberechtigten friedlichen Zusam­
menarbeit der Staaten sowie die Anerkennung der im 
Potsdamer Abkommen festgelegten Grenze an Oder 
und Neiße als Friedensgrenze. Die Deutsche Demokra­
tische Republik ergriff zahlreiche Initiativen für die 
Schaffung eines Systems der europäischen Sicherheit,

für eine Begrenzung der Rüstungen in Mitteleuropa 
und für die Gestaltung normaler gleichberechtigter Be­
ziehungen zwischen der DDR und der'BRD. Die Deut­
sche Demokratische Republik gehörte zu den ersten 
Staaten, die solche dem Frieden dienenden internatio­
nalen Abkommen Unterzeichnete und ratifizierte wie 
die Verträge über das Verbot von Atomwaffenver­
suchen, über die Nichtverbreitung von Atomwaffen, 
über die Nichtverjährung von Nazi- und Kriegsver­
brechen.

Heute gestaltet das Volk in der Deutschen Demokra­
tischen Republik in Wahrnehmung seiner souveränen 
Rechte die entwickelte sozialistische Gesellschaft. Über­
zeugender Ausdruck der Verwirklichung des Selbst­
bestimmungsrechts des Volkes der Deutschen Demo­
kratischen Republik ist die neue sozialistische Verfas­
sung, die am 6. April 1968 nach einer umfassenden 
Volksaussprache von der überwältigenden Mehrheit 
der Bevölkerung in einem demokratischen Volksent­
scheid beschlossen wurde.

Im Artikel 8 der Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik von 1968 wurde ausdrücklich zum 
Verfassungsgebot erklärt: „Die allgemein anerkannten, 
dem Frieden und der friedlichen Zusammenarbeit der 
Völker dienenden Regeln des Völkerrechts sind für die 
Staatsmacht und jeden Bürger verbindlich.“

Entscheidende innere Garantie für die Verwirk­
lichung des demokratischen Völkerrechts in der gesam­
ten Politik der Deutschen Demokratischen Republik ist 
die politische Macht der Werktätigen unter der Füh­
rung der Arbeiterklasse, ist die sozialistische Demokra­
tie, die kontinuierlich ausgebaut und weiterentwickelt 
wird. Sie sichert die freie Selbstbestimmung des Vol­
kes der Deutschen Demokratischen Republik. Die demo­
kratischen Grundrechte der Bürger werden durch die 
umfassende Mitwirkung aller Bürger an der Gestal­
tung des gesamten gesellschaftlichen und staatlichen 
Lebens gewährleistet.

Die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts des 
Volkes findet in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik ihren höchsten Ausdruck darin, daß ihre gesamte 
Politik von den Lebensinteressen des Volkes getragen 
wird, daß sie der Sicherung des Friedens, der sozialen 
Gerechtigkeit, der Demokratie, dem Sozialismus und 
der Völkerfreundschaft dient.

Die Deutsche Demokratische Republik übt uneinge­
schränkt ihre souveränen Rechte bei der Gestaltung 
ihrer Außenpolitik aus. Einen zentralen Platz in der 
Außenpolitik der Deutschen Demokratischen Republik 
nehmen ihre beharrlichen Bemühungen um die Ge­
währleistung der europäischen Sicherheit ein. Sie er­
hebt keinerlei territoriale Forderungen und erkennt 
die in Europa bestehenden Grenzen vorbehaltlos an. 
Zusammen mit der Sowjetunion und den anderen Teil­
nehmerstaaten des Warschauer Vertrages ergriff sie 
die Initiative zur Einberufung einer gesamteuropäischen 
Sicherheitskonferenz.

Mit dem Vorschlag zum Abschluß eines Vertrages 
über die Aufnahme gleichberechtigter Beziehungen zwi­
schen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland leistete sie einen wesent­
lichen Beitrag zur Verwirklichung der politischen und 
völkerrechtlichen Erfordernisse der europäischen 
Sicherheit.

Konsequent setzt sich die Deutsche Demokratische 
Republik für die Entwicklung der gleichberechtigten 
Zusammenarbeit aller Staaten in Übereinstimmung mit


